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C O N S E I L  F É D É R A L  
Décision présidentielle du 15 mars 1939

558. Wiedereinführung des Visums auf dem tschechoslowakischen Pass

Justiz- und Polizeidepartement. Antrag vom 15. März 1939

Nach den heute Vormittag eingegangenen Meldungen haben deutsche Trup­
pen die Tschechoslowakei besetzt und ist das tschechische Volk unter den 
Schutz des deutschen Reiches genommen worden. Da zu befürchten ist, dass 
die von der tschechoslowakischen Regierung oder von ihren Konsulaten im 
Ausland ausgegebenen Pässe ihre Gültigkeit verlieren werden und Inhaber 
solcher nicht nach der Tschechoslowakei zurückkehren können, sowie dass 
Flüchtlinge unkontrolliert schweizerisches Gebiet betreten wollen, wird die 
Wiedereinführung des Visums auf dem tschechoslowakischen Pass als notwen­
dig erachtet.

Gestützt auf Art. 25, Abs. 1, litt, a, des Bundesgesetzes über den Aufenthalt 
und Niederlassung der Ausländer vom 26. März 19311 wird antragsgemäss

beschlossen :

Das Visum auf dem tschechoslowakischen Pass wird wieder eingeführt. 
Dieser Beschluss tritt sofort in K raft2.

1. FF, 1931, I, p p . 425 ss.
2. Cf. E 2001 (D) 3/271 et 281.
Le 18 mars, le Président de la Confédération, Ph. Etter, prononce une allocution au su jet de ces 
événem ents politiques. Ce texte est diffusé p a r les trois émetteurs nationaux, pu is publié p a r  la 
presse; cf. E 2001 (D) 3/511.

41
E 2001 (D) 3/281

Le Chef de la Division de Police du Département 
de Justice et Police, H. Rothmund, 

au Ministre de Suisse à Prague, K. Bruggmann

Copie
L Bern, 15. März 1939

Sie haben mich heute vor 12 Uhr angerufen, nachdem Sie durch Herrn 
Dr. Feldscher erfahren hatten, dass wir das Visum auf dem tschechoslowaki-
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sehen Pass einführen w ürden1 und den Konsulaten und Gesandtschaften 
keine Zuständigkeit zur Erteilung von Einreisevisa ohne vorherige Befragung 
der eidgenössischen Fremdenpolizei erteilen könnten. Sie insistierten sehr 
ernstlich, diese Zuständigkeit trotzdem zu erhalten und erklärten, Sie würden 
die volle Verantwortung für zu erteilende Visa übernehmen; es könnten übri­
gens höchstens etwa zehn Fälle in Frage kommen von Leuten, die Ihnen per­
sönlich bekannt seien. Ich erklärte Ihnen, unsere Instruktionen müssten so 
lauten, dass Sie vorläufig keinerlei Kompetenz erhalten würden. A uf Ihr Insi­
stieren gab ich in dem Sinne nach, dass ich Ihnen sagte, wenn Sie trotzdem in 
einzelnen Fällen, für die Sie persönlich die Verantwortung übernehmen könn­
ten, ein Visum zur Durchreise erteilen würden, so würden wir das nicht als ein 
Handeln gegen die Instruktionen betrachten unter folgenden Voraussetzun­
gen: Die Weiterreise muss durch vorhandene Visa, über deren Gültigkeit Sie 
sich beim betreffenden ausländischen Kollegen vorher noch erkundigen wür­
den, gesichert sein. Das schweizerische Transitvisum dürfte zu einem A ufent­
halt in der Schweiz von höchstens 48 Stunden berechtigen. Sie müssten in 
jedem Fall dem Chef der eidgenössischen Fremdenpolizei nach Erteilung des 
Visums schriftlich die Gründe und die Verumständung genau bekanntgeben. 
Sie erklärten sich mit diesem Vorgehen einverstanden.

Zu Ihrer Orientierung über unsere Lage in der Flüchtlingsfrage lege ich ein 
Exemplar der Antwort von Herrn Bundespräsident B aum ann2 auf die Inter­
pellationen Trümpy und Müller von 6. Dezember 1938 im N ationalrat b e i3. 
Seither hat sich die Situation noch wesentlich verschlimmert. Wir zählen unge­
fähr 18 000 schweizerische Juden in der Schweiz, von denen nur ein kleiner Teil 
dem schweizerischen israelitischen Gemeindebund angehört. Da die Zahl der 
mittellosen Emigranten, die sich bei uns aufhalten, auf 3000 gestiegen ist, muss 
die schweizerische Judenschaft M onat für M onat je über 300000 Franken nur 
für deren Unterhalt in der Schweiz bezahlen. Die Weiterreise ist sozusagen 
überall gesperrt. Wir sind in allergrösster Sorge. Ich hatte den Eindruck am 
Telephon, als ob Sie glaubten, es gehe uns das menschliche Empfinden ab. 
Wenn Hunderttausende noch jenseits der Grenze stehen, die auf uns drücken, 
so können wohl solche Überlegungen nicht durchschlagend sein, angesichts des 
sehr grossen Interesses, das unser Land hat, von inneren Unruhen -  A nti­
semitismus -  und äusseren Konflikten verschont zu bleiben. Sie wissen ja , was 
für Bewegungen aus dem Antisemitismus andernorts entstanden sind. Sie 
haben mir gesagt, wir könnten ja  den Einzelfall nicht so gut prüfen wie Sie. 
D arauf entgegnete ich Ihnen schon am Telephon, dass Sie nicht in der Lage 
seien, unsere Verhältnisse zu überblicken. Ich glaubte deshalb, es wäre für Sie 
eine Entlastung, wenn Sie die Verantwortung für Verweigerungen von Visa auf 
uns abladen könnten.

Ich habe nicht Zeit, Ihnen länger zu schreiben. Es bleibt bei dem am Tele­
phon Abgemachten. Ich bitte Sie aber dringend, äusserste Vorsicht walten zu

1. Cf. N° 40.
2. Baumann avait été Président de la Confédération en 1938.
3. Cf. E 4260 (C) 1969/183/3.
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lassen und keinem Ihrer Mitarbeiter über unser heutiges Kreisschreiben4 hin­
ausgehende Kompetenz zu erteilen. Im übrigen wird es ja wohl nicht sehr lange 
gehen, bis die Verhältnisse in der Tschechoslovakei geklärt sein werden, sodass 
wir für Nichtemigranten die Kompetenz der Visumserteilung den Konsulaten 
übertragen können.

4. Non reproduit.
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E 2300 Berlin/40

Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Frölicher, 
au Chef du Département politique, G. Motta

R P  P.B. Nr. 8 - F/AZ. Vertraulich. Berlin, 15. März 1939

Als ich gestern nachmittags von Mannheim wieder in Berlin eintraf, teilte 
mir Dr. Kappeler mit, dass er am Tage zuvor den Besuch des Hochkommissars 
von Danzig hatte. Professor Burckhardt habe vom Auswärtigen Amt erfahren, 
dass man die Lage in der Tschechoslowakei für sehr ernst ansehe, so dass er 
annehme, der Einmarsch sei beabsichtigt. Polen hätte Zusicherungen erhalten, 
dass die Lösung nicht in einer Art und Weise erfolge, die den polnischen Inter­
essen widerspreche. Bezüglich Danzig und Memel seien keine Änderungen 
beabsichtigt, aber man könne nicht wissen, ob die Ereignisse nicht auch in 
jenen Gebieten Rückwirkungen haben werden.

Im Laufe des gestrigen Nachmittags hörte ich dann von Kollegen, das der 
tschechoslowakische Staatspräsident am Abend bei Hitler eintreffen werde. 
Ich habe Sie telephonisch hiervon verständigt. Man schloss daraus, dass die 
Tschechen bereit sind, die Forderungen Deutschlands anzunehmen, und glaub­
te allerdings irrtümlich, dass dies den Einmarsch unnötig machen werde. Es 
wurde auch bekannt, dass die Ungarn die Ermächtigung erhalten haben, in die 
Karpatho-Ukraine einzumarschieren und damit die gemeinsame Grenze mit 
Polen zu verwirklichen. Man sagte auch, dass am Abend zuvor die tschechische 
Regierung ihre Einwilligung geben musste, die Slowakei als unabhängigen 
Staat anzuerkennen. Bezüglich der Forderungen, die hinsichtlich der Tsche­
choslowakei gestellt wurden, erging man sich in Mutmassungen. Man erfuhr 
auch, dass Göring seinen Ferienaufenthalt in Italien unterbrochen habe und 
am Abend in Berlin eintreffen werde.

An einem Diner auf der Schwedischen Gesandtschaft, wo auch der tschechi­
sche Gesandte und Staatsminister Meissner hätte erscheinen sollen, aber im 
letzten Moment absagten, hörte man dann, dass die deutschen Truppen bereits 
die tschechische Grenze überschritten hätten. Widerstand sei bisher nicht er­
folgt. Die Tschechoslowakei würde als selbständiger Staat aufhören, entwaff-
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